50 VI 164 / 2007

Amtsgericht Siegburg

Beschluss

In der Nachlasssache

der am … in Troisdorf verstorbenen, zuletzt in Niederkassel wohnhaft gewesenen …
an der beteiligt sind:

1. Frau …

 - Antragstellerin und Antragsgegnerin,

- 
Verfahrensbevollmächtigter:


Rechtsanwalt Herbert Spoelgen, Thomas‑Mann‑Straße 45, 53111 Bonn ‑

2. Herr …

- Antragsteller und Antragsgegner,

3. Frau …
- Antragstellerin und Antragsgegnerin,

- Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte …
4. Herr …
- Antragsteller und Antragsgegner,

- Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte …

5. Herr …

- Antragsteller und Antragsgegner,

- Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte …

6. Herr …

- Antragsteller und Antragsgegner,

- Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte …

hat das Amtsgericht ‑ Nachlassgericht – Siegburg
durch den Richter am Amtsgericht Werner
am 13. November 2008
beschlossen:

Der Erbscheinsantrag der Beteiligten zu 3), 4), 5) und 6) vom 15.11.2007 wird zurück gewiesen.

Der Erbscheinsantrag des Beteiligten zu 5) vom 28.01.2008 wird zurück gewiesen.

Das Gericht wird dem Antrag der Beteiligten zu 1) und 2) vom 16.10.2007, ihnen einen Erbschein als Erben zu je 1/2 Anteil zu erteilen, stattgeben, sofern nicht innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung dieses Beschlusses gegen diesen beim Nachlassgericht Beschwerde eingelegt wird.

G r ü n d e

Der Erbscheinsantrag der Beteiligten zu 1) und 2) ist begründet und der Erbscheinsantrag der Beteiligten zu 3) bis 6) ist nicht begründet, weil das Gericht aufgrund der durchgeführten Beweisaufnahme davon überzeugt ist, dass die Erblasserin die Beteiligten zu 1) und 2) durch privatschriftliches Testament zu ihren alleinigen Erben bestimmt hat. Hinsichtlich der Anträge der Beteiligten zu 3), 4) und 6) kommt hinzu, dass es trotz Hinweises des Gerichts an der vorgeschriebenen eidesstattlichen Versicherung fehlt.

Seine Überzeugungsbildung hinsichtlich der Erbfolge stützt das Gericht in erster Linie auf die Bekundungen des Zeugen … an dessen Glaubwürdigkeit keine Zweifel bestehen. Er hat ausgesagt, dass die Erblasserin um das Jahr 2000 herum ein von ihr handschriftlich geschriebenes und unterschriebenes Testament gefertigt hat, in dem sie die Beteiligten zu 1) und 2) zu gleichen Teilen zu ihren Erben berufen hat. Nach den Angaben des Zeugen …, die durch die Bekundungen anderer  Zeugen gestützt werden, stand er zu der Erblasserin als ihr Steuerberater und Nachbar in einem langjährigen Vertrauensverhältnis, welches die Erblasserin dazu bewegte, dem Zeugen … das Testament zur Durchsicht auszuhändigen, so dass der Zeuge … das Testament lesen und prüfen konnte.

Auch wenn das Testament heute nicht mehr vorhanden oder nicht mehr auffindbar ist, ist das Gericht davon überzeugt, dass die Erblasserin das Testament nicht in Widerrufsabsicht vernichtet hat.
Nach dem Ergebnis der durchgeführten Beweisaufnahme hat die Erblasserin einem Großteil der zahlreich vernommenen Zeugen immer wieder berichtet, dass sie ihre Patenkinder, mithin die Beteiligten zu 1) und 2), als Erben eingesetzt habe. So hat die Zeugin … bekundet, dass die Erblasserin ihr gegenüber das Testament noch im Juni 2007 erwähnt habe. Der Zeuge … hat ausgesagt, dass die Erblasserin noch 2, 3 oder 4 Wochen vor ihrem Tod geäußert habe, dass ihre Patenkinder „alles kriegen". Die Zeugin … hat berichtet, dass die Erblasserin noch kurz vor ihrem Tod davon gesprochen habe, dass ihre Patenkinder „alles bekämen". Die Zeugin hat ausgesagt, dass die Erblasserin noch 8 Tage vor ihrem Tod davon gesprochen habe, dass sie ihre Patenkinder als Erben eingesetzt habe. Die Zeugin … hat bekundet, dass die Erblasserin zuletzt drei Tage vor ihrem Tod erklärt habe „…, die kriegt alles mit …“.
Dies zeigt, dass die Erbeinsetzung der Beteiligten zu 1) und 2) bis unmittelbar vor dem Versterben der Erblasserin Bestand hatte. Einen Meinungswechsel hat es offenkundig nicht gegeben. Auch ist ein Anlass für einen Meinungsumschwung nicht einmal ansatzweise erkennbar geworden. Hätte die Erblasserin ihre Meinung geändert, wäre insbesondere zu erwarten gewesen, dass sie dies zumindest einem Teil der Zeugen mitgeteilt hätte. Dies gilt vornehmlich für den Zeugen …, der ausgesagt hat, dass er die Erblasserin zuletzt täglich gesehen habe, um ihr zu helfen, und dass er auch bei ihrem Tod dabei war, weil die Erblasserin nach ihm verlangt hatte.

Die Annahme, die Erblasserin hätte ihren um das Jahr 2000 gefassten Testierwillen jemals geändert, ohne dies mit dem Zeugen … zu besprechen oder ihm dies wenigstens mitzuteilen, erscheint abwegig.

Es war aus objektiver Sich auch naheliegend für die kinderlose Erblasserin, ihre Patenkinder zu Erben zu berufen, anstatt die gesetzliche Erbfolge eintreten zu lassen. Die Beweisaufnahme hat klar zu erkennen gegeben, dass die Beteiligten zu 1) und 2) der Erblasserin weit näher standen als die übrigen Beteiligten. Zu letzteren gab es keine oder nur seltene Kontakte.

Werner

Richter am Amtsgericht
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